
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 9. September 2003 

 

 Nr. 2003/1670   

Kantonsreferendum gegen das Bundesgesetz vom 20. Juni 2003 über die Änderung von Erlassen im 

Bereich der Ehe- und Familienbesteuerung, der Wohneigentumsbesteuerung und der Stempelabgaben; 

Schreiben an die Bundeskanzlei 

  

1. Erwägungen 

 

Der Kantonsrat von Solothurn hat an seiner Session vom 2. September 2003 beschlossen, gegen 

das Steuerpaket des Bundes das Kantonsreferendum im Sinne von Art. 141 Abs. 1 Buchstabe a BV 

zu ergreifen. 

Der Regierungsrat hat diesen Beschluss in der gemäss Artikel 67a des Bundesgesetzes über die 

politischen Rechte vorgesehenen Form der Bundeskanzlei mitzuteilen. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an die Bundeskanzlei betreffend Kantonsreferendum gegen das Bundesgesetz vom 20. 

Juni 2003 über die Änderung von Erlassen im Bereich der Ehe- und Familienbesteuerung, der 

Wohneigentumsbesteuerung und der Stempelabgaben wird beraten und beschlossen. 

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

Beilagen 

Schreiben an die Bundeskanzlei, Bundeshaus West, 3003 Bern 

Verteiler  

Staatskanzlei (Sch, Stu) 

Parlamentsdienste 

Finanzdepartement 
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